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Demonstrationen in der Stadt Zürich
Schlaglichter auf das kommunale Verwaltungsrecht – Dissertationsbesprechung

Patrice Martin Zumsteg*

Schlagwörter Demonstration  – Politische Kundgebung  – Ö
entlicher Raum  – Versammlungsfreiheit  – 
Meinungsfreiheit

I. Einleitung

Eine wesentliche Voraussetzung für die Demokratie be-
steht in der Freiheit und der Vielfalt der Meinungen.1 In 
den Worten des deutschen Bundesverfassungsgerichts: 
«Das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung ist als un-
mittelbarster Ausdruck der menschlichen Persönlichkeit 
in der Gesellscha	 eines der vornehmsten Menschenrech-
te überhaupt (un des droits les plus précieux de l’homme 
nach Artikel 11 der Erklärung der Menschen- und Bür-
gerrechte von 1789). Für eine freiheitlich-demokratische 
Staatsordnung ist es schlechthin konstituierend, denn es 
ermöglicht erst die ständige geistige Auseinandersetzung, 
den Kampf der Meinungen, der ihr Lebenselement ist 
[…]. Es ist in gewissem Sinn die Grundlage jeder Frei-
heit überhaupt, ‹the matrix, the indispensable condition 
of nearly every other form of freedom (Cardozo)›.»2 Die-
sen Beitrag zur Staatsordnung kann die Meinungsäusse-
rungsfreiheit aber nur sinnvoll leisten, wenn sie in der Öf-
fentlichkeit gilt und ausgeübt wird.3 Eine Form, die eigene 
Ansicht nach aussen zu tragen, ist die Demonstration – 
diesem Phänomen ist die vorliegend zu besprechende 
Dissertation gewidmet.4

* Dr. iur., Rechtsanwalt, Associate bei Bratschi AG Rechtsanwäl-
te, Zürich.

1 Walter Haller/Alfred Kölz/Thomas Gächter, Allge-
meines Staatsrecht, 5. Au�., Zürich 2013, N 240 f.

2 BVerfGE 7, 198 (208). Das englischsprachige Zitat stammt aus 
dem Urteil des amerikanischen Supreme Court in Sachen Pal-
ko v. State of Connecticut, 302 U.S. 319 (1937), in dem Richter 
Benjamin Cardozo die Mehrheitsmeinung verfasst hat.

3 Regina Kiener/Walter Kälin/Judith Wyttenbach, 
Grundrechte, 3. Au�., Bern 2018, § 18 N 29; Daniel Moeck-
li, Exclusion from Public Space, A Comparative Constitutio-
nal Analysis, Habil. Zürich 2014, 39 (zit. Public Space).

4 Patrice Martin Zumsteg, Demonstrationen in der Stadt 
Zürich, Verwaltungsrecht und Behördenpraxis am Massstab 
der Versammlungs- und Meinungsfreiheit, Zürich 2020.

Die Arbeit ist ausgerichtet an der Forschungsfrage: 
Genügen das heute in der Stadt Zürich für Demonstra-
tionen geltende Recht und die entsprechende Praxis den 
Anforderungen der Versammlungs- und Meinungsfrei-
heit? Das Ziel besteht darin, aufzuzeigen, ob und wo ge-
setzgeberischer Handlungsbedarf besteht sowie ob und 
wo unter dem geltenden Recht Handlungsmöglichkeiten 
vorhanden sind, um die Verwirklichung der Versamm-
lungs- und Meinungsfreiheit (Art.  22 und Art.  16 BV5 
sowie Art. 11 und Art. 10 EMRK6) zu optimieren.7 Der 
gewählte Fokus auf die Stadt Zürich wird auch in der 
vorliegenden Besprechung eingehalten: Von den gewon-
nenen Erkenntnissen werden hier vor allem diejenigen 
präsentiert, welche für das kommunale Recht der Stadt 
Zürich relevant sind.

Im Einleitungskapitel werden drei für die Arbeit zen-
trale Begri
e geklärt. Es sind dies: «ö
entlicher Raum», 
«Polizei» und «Demonstration». Letztere meint jede Ver-
sammlung, die im ö
entlichen Raum statt�ndet und an 
welcher sich mindestens zwei Personen beteiligen, um 
eine politische Meinung gegenüber der Allgemeinheit zu 
äussern.8

II. Verfassungsrechtlicher und 
verwaltungsrechtlicher Rahmen

An die Einleitung schliesst sich die Darstellung ausge-
wählter Grundsätze des schweizerischen Staats- und Ver-
waltungsrechts und der allgemeinen Grundrechtslehren 

5 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenscha	 
vom 18. April 1999 (BV, SR 101).

6 Konvention vom 4.  November 1950 zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten (Europäische Menschen-
rechtskonvention, SR 0.101).

7 Zumsteg (Fn. 4), N 1 
.
8 Zumsteg (Fn. 4), N 20 
.
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an, welche für die Beantwortung der Forschungsfrage 
relevant sind. Eilige und juristisch gebildete Leserinnen 
und Leser können diese Kapitel überspringen.9 Hingegen 
dür	en sie für beru�ich oder allgemein an der �ematik 
Interessierte unerlässlich sein, um den weiteren Gedanken 
folgen zu können. Vor Augen hatte der Autor Mitglieder 
von Sicherheitsbehörden und politische Verantwortungs-
trägerinnen und Verantwortungsträger, die nicht Rechts-
wissenscha	en studiert haben. Hervorzuheben ist aber 
für sämtliche Lesergruppen, dass der Europäische Ge-
richtshof für Menschenrechte (EGMR) in seiner Recht-
sprechung Anforderungen betre
end die Normdichte der 
gesetzlichen Grundlage entwickelt hat. Er verlangt, dass 
ein Erlass ausreichend zugänglich und vorhersehbar sein 
muss. Dieser Test wird entsprechend dem relevanten Leit-
urteil «Sunday-Times-Test» genannt und für die weitere 
Untersuchung übernommen.10 Ebenso erwähnenswert 
ist, dass Demonstrationen als mehrpolige Grundrechts-
verhältnisse verstanden werden, bei welchen der Staat 
unter den involvierten Interessen praktische Konkordanz 
herstellen muss.11

Der Rahmen einer Dissertation wäre gesprengt wor-
den, wenn alle anlässlich einer Kundgebung möglicher-
weise anwendbaren Grundrechte ausführlich dargestellt 
worden wären.12 Deshalb �ndet eine Fokussierung auf die 
Kommunikationsgrundrechte und  – entsprechend der 
aufgeworfenen Forschungsfrage – auf die Versammlungs- 
und Meinungsfreiheit statt.13 Der sachliche Schutzbereich 
dieser Garantien ist weit.14 Die vermittelten Ansprüche 
umfassen auch einen bedingten Leistungsanspruch an der 
Benutzung des ö
entlichen Raums. An dieser Terminolo-
gie wird ausdrücklich festgehalten, obwohl in der Lehre 
daran Kritik aufgekommen ist.15 Die staatliche Leistung 
besteht nach Meinung des Autors in der Herstellung der 
praktischen Konkordanz anlässlich von Kundgebungen.16

Die reiche Rechtsprechung, welche zur Versammlungs- 
und Meinungsfreiheit ergangen ist, zeigt eine Vielfalt von 
möglichen Eingri
en vor, während und im Nachgang zu 
einer Kundgebung. Für die weitere Untersuchung erfolgt 
deshalb eine Beschränkung auf die nach Dafürhalten des 

9 Zumsteg (Fn. 4), N 40–198.
10 EGMR, �e Sunday Times v. the United Kingdom (No.1), 6538/ 

74 (1979), Zi
. 49; Zumsteg (Fn. 4), N 140 f.
11 Zumsteg (Fn. 4), N 169 
.
12 Vgl. Zumsteg (Fn. 4), N 199 
.
13 Zumsteg (Fn. 4), N 210 
.
14 Zumsteg (Fn. 4), N 219 
.
15 Daniel Moeckli, Politische Werbung auf ö
entlichem 

Grund, recht 2013, 263  
., 267  
. (zit. Politische Werbung); 
Moeckli, Public Space (Fn. 3), 425 
.

16 Zumsteg (Fn. 4), N 239 
.

Autors besonders relevanten und/oder besonders ak-
tuellen Punkte. Die Anordnung der als typisch identi�-
zierten Eingri
e folgt dem Zeitstrahl einer modellha	en 
Demonstration. Diese umfasst die Einreichung eines Be-
willigungsgesuches, die Durchführung der Demonstra-
tion an sich sowie Fragen hinsichtlich allfälliger Kosten 
und Sanktionen.17 Dargestellt werden die Bewilligungs-
p�icht,18 die Bewilligung unter Au�agen und Bedingun-
gen,19 das Verbot von Demonstrationen,20 die Frage nach 
einer staatlichen Inhaltskontrolle der geäusserten Mei-
nungen,21 die Videoüberwachung,22 das Vermummungs-
verbot,23 der Polizeikessel,24 die Wegweisung und Fern-
haltung,25 die Au�ösung einer Kundgebung,26 die Kosten 
anlässlich von Demonstrationen27 und die verwaltungs-
rechtlichen Sanktionen28 im Nachgang zu solchen.

Die Darstellung in diesem Kapitel erfolgt bewusst ohne 
Bezug zu einer bestimmten kantonalen oder kommuna-
len Rechtsordnung. So können die hier gemachten Aussa-
gen ohne grösseren Aufwand auch auf weitere Städte und 
Kantone übertragen werden. Im nächsten Kapitel wird 
der Fokus der Dissertationsschri	 auf die Stadt Zürich 
gelegt. In der bevölkerungsreichsten Stadt der Schweiz 
hat die Stadtpolizei Zürich 2018 bei 298 Kundgebungen 
Einsatz geleistet.29

III. Demonstrationen in der Stadt Zürich

Das folgende Kapitel beginnt mit einer Einordnung des 
kommunalen Rechts in das Recht des Kantons Zürich und 
des Bundes.30 Es wird aufgezeigt, dass die Regelung des 
ö
entlichen Raums geprägt ist durch den für die Schweiz 
typischen Föderalismus. Mit diesem verbunden ist das 
Subsidiaritätsprinzip, welches besagt, dass nicht durch 
eine übergeordnete Staatsebene geregelt werden soll, was 
auf unterer Ebene besser oder gleich gut aufgehoben ist. 
Aus diesem Blickwinkel ist es nach Dafürhalten des Au-

17 Zumsteg (Fn. 4), N 252 
.
18 Zumsteg (Fn. 4), N 264 
.
19 Zumsteg (Fn. 4), N 279 
.
20 Zumsteg (Fn. 4), N 285 
.
21 Zumsteg (Fn. 4), N 294 
.
22 Zumsteg (Fn. 4), N 298 
.
23 Zumsteg (Fn. 4), N 307 
.
24 Zumsteg (Fn. 4), N 311 
.
25 Zumsteg (Fn. 4), N 314 
.
26 Zumsteg (Fn. 4), N 317 
.
27 Zumsteg (Fn. 4), N 322 
.
28 Zumsteg (Fn. 4), N 335 
.
29 Gespräch mit der Stadtpolizei Zürich, Einsatzabteilung, vom 

21. Januar 2019, Gesprächsnotizen beim Autor verfügbar.
30 Zumsteg (Fn. 4), N 345 
.
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tors richtig, dass primär die Gemeinde für die Ordnung 
ihres ö
entlichen Raums zuständig ist. Die kommunalen 
Behörden kennen nicht nur die räumlichen Eigenheiten 
am besten. Sie sind auch täglich mit den Menschen und 
Gruppierungen in ihrem Umfeld konfrontiert und sind 
sich der gerade in der Gemeinde aktuellen (politischen) 
Fragen bewusst. Aus grundrechtlicher Perspektive formu-
liert: Durch ihre Vertrautheit mit dem ö
entlichen Raum 
und den Einwohnerinnen und Einwohnern sind die Ge-
meinden am besten dazu in der Lage, unter den unter-
schiedlichen Nutzungsinteressen praktische Konkordanz 
herzustellen.31

An diese Einordnung schliesst sich ein ebenfalls be-
schreibendes Kapitel an, das aber eine bisher vorhandene 
Lücke schliesst: Soweit ersichtlich, werden hier erstmals 
umfassend die bei einer Kundgebung in der Stadt Zü-
rich involvierten Behörden und ihr Handeln dargestellt.32 
Dabei ist es aus grundrechtlicher Optik die Aufgabe der 
Sicherheitsbehörden, Kundgebungen zu ermöglichen. Zu 
diesem Zweck stehen ihnen in den verschiedenen Sta dien 
der Organisation und Durchführung einer Demonstra-
tion unterschiedliche Mittel zur Verfügung. Deren Dar-
stellung gemäss dem heute für Kundgebungen in der 
Stadt Zürich geltenden Recht entspricht der Auswahl und 
Anordnung der typischen Eingri
e in die Versammlungs- 
und Meinungsfreiheit.33 Auf die Erläuterung de lege lata 
folgt jeweils umgehend eine Einordnung bezüglich der 
Grundrechtskonformität des geltenden Rechts und der 
Behördenpraxis.34 Schliesslich wird erläutert, wie diese 
Behörden beaufsichtigt werden und welcher Rechtsschutz 
dem Einzelnen gegenüber dem staatlichen Handeln zur 
Verfügung steht.35

Im Ergebnis ist zu konstatieren, dass bei einer De-
monstration eine Vielzahl von potenziell involvierten 
Amtsstellen mit unterschiedlichen Kompetenzen dem 
Veranstalter und weiteren Grundrechtsträgerinnen und 
Grundrechtsträgern gegenüberstehen. Solch komplexe 
Abläufe verlangen nach einer klaren Grundlage im Ge-
setz. An verschiedenen Stellen wird aber festgestellt, dass 
das geltende Recht lückenha	 ist oder dem «Sunday-
Times-Test» bezüglich der Vorhersehbarkeit nicht ge-
nügt. Neben der Normdichte wird an verschiedenen 
Stellen auch die Normstufe angesprochen. Angesichts der 
weitreichenden Folgen der verschiedenen Bestimmungen 
für die Ausübung der Versammlungs- und Meinungsfrei-

31 Zumsteg (Fn. 4), N 362 
.
32 Zumsteg (Fn. 4), N 365 
.
33 Zumsteg (Fn. 4), N 382 
.
34 Vgl. etwa Zumsteg (Fn. 4), N 413 
. oder N 474 
.
35 Zumsteg (Fn. 4), N 548 
.

heit müssten sie auf der Stufe des formellen Gesetzes vor-
gesehen sein.36

IV. Gewonnene Erkenntnisse

Für die Umsetzung der vorgeschlagenen Verbesserungen 
sind verschiedene Stellen verantwortlich. Die erarbeite-
ten Erkenntnisse werden deshalb im letzten Kapitel so 
zusammengefasst, dass jeweils klar werden soll: Wer kann 
was tun, um die Versammlungs- und Meinungsfreiheit 
bei Demonstrationen in der Stadt Zürich optimal zur Gel-
tung zu bringen? Angesprochen ist insbesondere der Ge-
setzgeber im Kanton und in der Stadt Zürich.37 Es werden 
aber auch Hinweise für die Behördenpraxis und für 
Private gegeben.38 Ergänzt wird die Arbeit durch einen 
Anhang 1 mit einem Entwurf für eine neue kommunale 
Verordnung über die Benutzung des ö
entlichen Grun-
des (soweit es die ideelle Nutzung betri�) und einen An-
hang 2 mit Entwürfen für weitere gesetzliche Anpassun-
gen.

Hier hervorgehoben werden sollen drei Vorschläge des 
Autors, die auf der kommunalen Stufe angesiedelt sind:

Erstens fällt auf, dass die Stadt Zürich, obwohl sie sich 
eine «Smart City Strategie» gegeben hat,39 bei einer di-
gitalen Lösung für die Nutzung des ö
entlichen Raums 
hinterherhinkt. So kann etwa für den Kanton Basel-Stadt 
die Belegung von Plätzen u. Ä. online eingesehen werden, 
wobei auch die Nutzungsart (Markt, Kundgebung etc.) 
ersichtlich ist. Die entsprechenden Bewilligungsanträge 
können ebenfalls vollständig über das Internet einge-
reicht werden.40

Aus der BO Stadt Zürich41 geht – zweitens – heute nicht 
eindeutig hervor, wer die zuständige Bewilligungsinstanz 
für Demonstrationen ist. Es handelt sich um die Sicher-
heitsvorsteherin – eine Zuordnung, die in der besproche-
nen Arbeit kritisiert wird. Es handelt sich bei ihr nämlich 
um eine politisch gewählte und in ein politisches Gremi-
um, den Stadtrat, eingebundene Person. Als solche bietet 
sie keine optimale Gewähr für eine unabhängige und un-
parteiische Beurteilung von Gesuchen.42

36 Zumsteg (Fn. 4), N 581 
.
37 Zumsteg (Fn. 4), N 586 
.
38 Zumsteg (Fn. 4), N 607 
.
39 https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/index/stadtentwick 

lung/smart-city.html (abgerufen am 31. März 2020).
40 Zumsteg (Fn. 4), N 421 f. und 590.
41 Verordnung über die Benutzung des ö
entlichen Grundes 

(Benutzungsordnung) vom 23. November 2011 (BO Stadt Zü-
rich, AS 551.210).

42 Zumsteg (Fn. 4), N 417 f. und 592.
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Schliesslich, drittens, sind Demonstrationen in Zürich 
an bestimmten Orten, namentlich dem Sechseläutenplatz, 
generell unzulässig, ohne dass sich dies aus der BO Stadt 
Zürich oder aus einer gesetzlichen Grundlage ergeben 
würde, die über die Amtliche Sammlung der Stadt Zürich 
verfügbar ist.43 Ein solches allgemeines Verbot vermag in-
haltlich nicht zu überzeugen und müsste, wenn schon, in 
einem Gesetz im formellen Sinn vorgesehen sein. Es wird 
deshalb gefordert, dass die heutige Regelung ersatzlos zu 
streichen ist.44

V. Schluss

Genügen das heute in der Stadt Zürich für Demonstra-
tionen geltende Recht und die entsprechende Praxis den 
Anforderungen der Versammlungs- und Meinungsfrei-
heit? Diese Forschungsfrage kann abschliessend so be-
antwortet werden, dass de lege ferenda Anpassungsbedarf 
besteht und auch die Praxis noch vermehrt auf die opti-
male Verwirklichung der Versammlungs- und Meinungs-
freiheit hinwirken kann.45

Die in der hier vorgestellten Dissertationsschri	 geäus-
serte Kritik ist vielfältig. Es mag sein, dass sie teilweise 
auch sehr detailliert ist. Dem Autor ist dabei bewusst, dass 
die Situation in der Schweiz und in der Stadt Zürich schon 
heute sehr viel grundrechtsfreundlicher ist als in anderen 
Europaratsstaaten. Gleichzeitig ist zu betonen, dass es die 
Grundrechte sind, welche dem Staat eine Rechtfertigung 
und ein Ziel geben. Die Rechtswissenscha	 soll dazu 
beitragen, dass sie «bis in die feinsten Verästelungen der 
Rechtsordnung ausstrahlen».46 Dies gilt insbesondere für 
die Versammlungs- und Meinungsfreiheit, welche mit der 
Demonstration eine lebendige Form des o
enen Diskur-
ses im ö
entlichen Raum schützen.

43 https://www.stadt-zuerich.ch/portal/de/index/politik_u_
recht/amtliche_sammlung.html (abgerufen am 31.  März 
2020).

44 Zumsteg (Fn. 4), N 448 
. und 596.
45 Zumsteg (Fn. 4), N 623 
.
46 Peter Saladin, Grundrechte im Wandel, Die Rechtspre-

chung des Schweizerischen Bundesgerichts zu den Grund-
rechten in einer sich ändernden Umwelt, 3. Au�., Bern 1982, 
295 (Hervorhebung im Original).

Buch_ex-ante_1-2020.indb   39 26.05.20   14:30




